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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.11.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2022/05/0190 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/08/0008 B 15. November 2017 RS 1 (hier: nur der letzte Satz) 

Stammrechtssatz 

Hat das Verwaltungsgericht im Erkenntnis ausgesprochen, dass die Revision nicht gemäß Art. 133 Abs. 4 
B-VG zulässig ist, hat die Revision gemäß § 28 Abs. 3 VwGG auch gesondert die Gründe zu enthalten, 
aus denen entgegen dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird. 
Diesem Erfordernis wird nicht schon durch nähere Ausführungen zur behaupteten Rechtswidrigkeit der 
bekämpften Entscheidung (§ 28 Abs. 1 Z 5 VwGG) oder zu den Rechten, in denen sich der 
Revisionswerber verletzt erachtet (§ 28 Abs. 1 Z 4 VwGG), Genüge getan (VwGH 12.10.2016, Ra 
2015/08/0173, und 21.9.2015, Ra 2015/08/0091, jeweils mwN). Der Anordnung des § 28 Abs. 3 VwGG 
wird daher insbesondere dann nicht entsprochen, wenn die zur Zulässigkeit der Revision erstatteten 
Ausführungen der Sache nach Revisionsgründe (§ 28 Abs. 1 Z 5 VwGG) darstellen oder das Vorbringen 
zur Begründung der Zulässigkeit der Revision mit Ausführungen, die inhaltlich (bloß) Revisionsgründe 
darstellen, in einer Weise vermengt ist, dass keine gesonderte Darstellung der Zulässigkeitsgründe 
vorliegt (vgl. VwGH 23.5.2017, Ra 2017/05/0041). 
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